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Kritische Infrastruktur

»ochonwetter-Daseinsvorsorge konnen wir uns nicht mehr leisten*

Die jiingsten Sabotagen an Nordsee-Pipelines und Bahnnetz sowie Probleme bei der Cybersi-
cherheit belegen den Handlungsbedarf beim Schutz der kritischen Infrastruktur, mahnt der dbb.

,2Organisationen und Einrichtungen, die von
zentraler Bedeutung fir das Gemeinwesen
sind, missen auf ihre Sicherheit geprift und
mit der notwendigen personellen und sachli-
chen Ausstattung versehen werden. Fragen
des Zivil- und Katastrophenschutzes haben
eine ungleich héhere Bedeutung als noch vor
einem Jahr. Auch wenn niemand ihn herbeire-
den mdchte, muss auch an den Ernstfall ge-
dacht werden. Eine Schénwetter-Daseinsvor-
sorge kénnen wir uns nicht mehr leisten®,
sagte der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silber-
bach am 19. Oktober 2022 beim Gewerk-
schaftstag des dbb Landesbundes von Sach-
sen-Anhalt in Wernigerode.

In diesen kritischen Bereichen sei auf die eine
oder andere Art der 6ffentliche Dienst gefor-
dert. ,Dort braucht es einen starken Staat.
Doch genau dort wurde auch seit langer Zeit
gespart, es mangelt fast Gberall an ausrei-
chend Personal und einer angemessenen Aus-
stattung. Allerdings kann nur ein attraktiver 6f-
fentlicher Dienst ausreichend Beschaftigte an-

7. Seniorenpolitische Fachtagung
Pflege jetzt zukunftssicher machen

ziehen und damit die Herausforderungen unse-
rer Zeit bewaltigen. Unsere Forderungen zur
Einkommensrunde mit Bund und Kommunen
sind daflr eine wichtige Mallnahme®, sagte Sil-
berbach mit Blick auf die dbb-Forderung nach
einer 10,5 Prozent, mindestens 500 Euro ho-
heren Bezahlung. Darlber hinaus sei eine
Qualifizierungsoffensive durch umfangreiche
Fort- und Weiterbildungsangebote ebenso not-
wendig wie flexiblere Arbeitsbedingungen.

Der dbb Chef gratulierte dem neuen Vorsitzen-
den des dbb sachsen-anhalt Ulrich Stock und
der neuen Landesleitung zur Wahl: ,Ich win-
sche Euch alles Gute, viel Kraft und Erfolg
beim Einsatz fir die Interessen der Kollegin-
nen und Kollegen.“ AuRerdem wirdigte Silber-
bach den scheidenden Landesvorsitzenden
Wolfgang Ladebeck: ,Fast 20 Jahre lang hast
du Dich unermudlich fir die Interessen der Be-
schaftigten eingesetzt. Fir Deinen tatkraftigen
Einsatz als stellvertretender Landesvorsitzen-
der und wahrend der acht Jahre als Landes-
vorsitzender mdchte ich Dir von Herzen dan-
ken.”

dbb und dbb senioren fordern Pflegeangebote, die fiir alle Bediirftigen erschwinglich und leicht

zuganglich sind.

~Wir brauchen hochwertige, bezahlbare und
leicht zugangliche Pflege- und Betreuungs-
dienste, solche die die Situation der Pflegebe-
dirftigen als auch die Situation derjenigen, die
sich professionell oder informell um sie kiim-
mern, verbessern. Die nationalen Akteure
mussen jetzt dementsprechend handeln®,
sagte Horst Gunther Klitzing, Vorsitzender der
dbb senioren, anlasslich der 7. Seniorenpoliti-
schen Fachtagung des dbb am 18. Oktober
2022 in Berlin.

Insbesondere misse der flachendeckende
Ausbau der Kurzzeit- und Verhinderungspflege
beschleunigt werden. ,Aber ohne nachhaltiges
Gesamtkonzept fur die Finanzierung kommen
wir hier keinen Schritt voran. Wir kdnnen nicht

erkennen, dass die bisherigen Vorschlage ei-
nen merklichen Impuls in der Politik gesetzt
haben®, so Klitzing.

Neben der Frage der Finanzierung von Pflege-
leistungen sieht der dbb Bundesvorsitzende
Ulrich Silberbach vor allem auch beim Thema
Pflegekraftemangel Handlungsbedarf: ,Wir
mussen konkrete Antworten auf die Frage fin-
den, wie etwa die Digitalisierung die pflegeri-
sche Versorgung voranbringen und erleichtern
kann. Technik soll Pflegekrafte unterstitzen,
kann sie aber ganz gewiss nicht ersetzen.”

Darlber hinaus warnte Silberbach vor den
Auswirkungen der aktuellen Inflationslage auf
die Pflegekosten fir Betroffene. ,Der dbb hat
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sich seinerzeit dafiir eingesetzt, dass die ur-
springlich vorgesehene Deckelung der Eigen-
anteile moglichst zielgenau ausgestaltet wird.
Diese Vorschlage finden sich lediglich in Teilen
im Gesetz wieder. Auch wurden die Zuschisse
derart zusammengeschmolzen, dass von einer

dbb jugend

echten Entlastung kaum mehr gesprochen
werden kann*, kritisierte Silberbach und for-
derte deutliche Nachbesserungen.

Einen vollstandigen Bericht der Fachtagung
gibt es auf dbb.de.

IT-Ausbildung im 6ffentlichen Dienst: ,,Das verriickte Labyrinth*

1.200 Studienplatze mit IT-Schwerpunkt sind derzeit an den Hochschulen des 6ffentlichen Diens-
tes in Deutschland pro Jahr verfiigbar. Nach einer aktuellen Recherche des dbb jugend magazin
#staatklar konnen diese jedoch mangels Bewerber*innen nicht besetzt werden.

dbb jugend Chef Matthaus Fandrejewski sagt,
woran das liegen kénnte: ,Es ist super, dass
die Ausbildungskapazitaten fur eigene IT-Kom-
petenz beim Staat jetzt endlich aufwachsen,
und da sind total spannende und fiir ver-
schiedenste Bediirfnisse passende Studienmo-
delle am Markt. Aber der Segen der Vielfalt
wird zum Fluch, wenn man nicht mehr durch-
blickt“, so Fandrejewski im dbb jugend maga-
zin #staatklar (Ausgabe Oktober 2022). ,Man
kénnte es in Anlehnung an ein beliebtes Brett-
spiel ,Das verrlickte Labyrinth’ nennen®, bt
sich der dbb jugend Chef in einer humoristi-
schen Betrachtung der Lage. Tatsachlich seien
vielfaltigste Informationen, sofern man sie
denn Uberhaupt auffinde, und das verbreitete
Bewerbungsverfahren ausschlief3lich Gber Pra-
xisbehorden, die im jeweiligen Studiengang
ausbilden, fur junge Menschen eine ,Zumu-
tung®. Selbstredend misse der Staat bei der
Auswahl seines Personals eine hohe Messlatte
anlegen, ,wir wollen die Besten der Besten.
Aber genau die fuhlen sich mit einer solchen
Ansprache und Performance ihres mdglicher-
weise zuklinftigen Arbeitgebers tiberhaupt
nicht abgeholt®, kritisiert Fandrejewski.

Gefragt sei generell ein professionelleres Mat-
ching zwischen Talenten, die sich flir eine Aus-
bildung beim Staat interessieren, stellt der dbb
jugend Chef klar und greift gewisse Kannibali-
sierungs-Effekte zwischen den unterschiedli-
chen Gebietskdrperschaften beim Wettbewerb
um Nachwuchskréfte als kontraproduktiven
Trend auf: ,Diese Effekte sehen wir generell,
insbesondere, seitdem die Bezahlungsniveaus
im oOffentlichen Dienst wegen unterschiedlicher
Rechts- und Tarifkreise auseinanderdriften.
Natirlich gewinnen zahlungskraftigere Dienst-
und Arbeitgebende leichter Personal als an-
dere. Im IT-Sektor verscharft sich das unter

dem enormen Konkurrenzdruck der Privatwirt-
schaft noch einmal. Es liegt auf der Hand, dass
das nicht ohne Folgen fir die strukturelle Leis-
tungsfahigkeit und das jeweilige Niveau der
Daseinsvorsorge von Bund, Landern und Kom-
munen bleiben wird — all das steht und fallt in
den kommenden Jahren mit der Qualitat der
Digitalisierungskompetenz.” Fur die gezielte
Ansprache junger Talente ,brauchen wir end-
lich eine einheitliche Arbeitgebermarke ,Offent-
licher Dienst™, fordert Fandrejewski. ,Alle Ge-
bietskorperschaften, Dienst- und Arbeitgeben-
den missen hier an einem Strang ziehen und
ihre Karriereangebote zentral und smart zu-
ganglich machen®, fordert der dbb jugend Vor-
sitzende. ,Erforderlich sind eine gezielte An-
sprache und lickenlose Navigation bis hin zum
Dienstverhaltnis oder Arbeitsvertrag fir Inte-
ressierte. Wer den Nachwuchs von heute im
Karrierelabyrinth des Staatsdienstes alleine
I&sst, darf sich nicht wundern, wenn der schrei-
end Richtung Privatwirtschaft davonlauft. Ge-
winnt der Staat jetzt nicht ziigig junge Men-
schen, droht nicht nur der Daseinsvorsorge ein
Kollaps. Ein schwachelnder Standortfaktor 6f-
fentlicher Dienst ohne ausreichende Digitalisie-
rungsfertigkeiten ist Gift fir die Wirtschaft, zu-
mal in Zeiten, in denen uns eine handfeste Re-
zession droht.“ Flankierend zur Rekrutierung
mussten zudem digitale Aspekte generell Ein-
zug in die Verwaltungsausbildung halten. Ide-
alerweise kénne man sich bundesweit auf ein-
heitliche Standards bei Digitalisierungs- und
IT-Kompetenzen einigen, regt Fandrejewski
an.

Die vollstandige Recherche gibt es im neu ge-
stalteten Magazin fir junge Menschen im 6f-
fentlichen Dienst unter www.staatklar.org.



https://www.dbb.de/artikel/pflege-zukunftssicher-machen-und-zwar-jetzt.html
http://www.staatklar.org/
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Aus Bundeslédndern und Mitgliedsgewerkschaften

Rheinland-Pfalz

Wiederaufbau im Ahrtal: Es fehlt Personal

Der dbb rheinland-pfalz und die komba gewerkschaft haben das Flutgebiet im Ahrtal besucht
und sich Uber die Situation in der Verwaltung informiert.

Dringend gesucht wirden dort demnach Pla-
nerinnen und Planer, Ingenieurinnen und Inge-
nieure sowie Verwaltungsfachleute auf allen
kommunalen Verwaltungsebenen im Land-
kreis. Ohne dieses zusatzliche Fachpersonal
sei die Mammutaufgabe des Wiederaufbaus
nach der Flutkatastrophe in Juli 2021 nicht zu
stemmen.

Gebraucht wiirden angesichts der schwierigen
Lage auf dem Arbeitsmarkt pragmatische An-
reizldsungen im o6ffentlichen Dienst, damit so-
wohl Neuzugénge als auch vorhandenes, hart
am Anschlag arbeitendes Personal die Aner-
kennung bekommen kénnten, die der Dienst in
der Ausnahmesituation erforderlich machten.
Es gehe letztlich schliel3lich um die Wiederher-
stellung der zerstérten Infrastruktur und die
Schaffung verlasslicher Rahmenbedingungen
fur zlgiges Handeln — sowohl der 6ffentlichen
Hand als auch der Privatwirtschaft.

Das Projekt Wiederaufbau werde aber in je-
dem Fall viele Jahre in Anspruch nehmen. In
dieser Zeit musse es darum gehen, das rei-
bungslos verwaltet und mdéglichst viel ohne
Ubermafiige Burokratie moglich gemacht
werde. Nichts héren wollen wirden die kom-
munalen Akteure vor Ort hingegen als kleinlich
empfundene Einwande aus den Genehmi-
gungs- und Prufungsinstanzen des Landes,
laut denen praktisch Naheliegendes gerade
nicht machbar sein solle. Dieses Stimmungs-
bild nahmen die Vertreterinnen und Vertreter
des dbb rheinland-pfalz sowie der komba aus
den zwei Vor-Ort-Terminen am 18. Oktober
2022 mit.

Die dbb Landeschefin Lilli Lenz sagte: ,Wir set-
zen uns dafir ein, dass sich die Tarif- und Be-
soldungssituation verbessert. Der Personal-
stand in den von der Flut und ihren Folgen be-
troffenen Kommunen muss zligig verbessert
werden. Innerlich fir einen anspruchsvollen
Job bereite, engagierte Mitarbeiter bekommt
und bindet man aber nur unter den richtigen
Bedingungen. Egal, ob Tarifbeschaftigte oder
Beamte, der Dienst vor Ort muss sich beson-
ders in angespannten Zeiten im wahrsten
Wortsinn auszahlen. Das gilt besonders fur
den 6ffentlichen Dienst in den Flutgebieten, in
denen viele Kolleginnen und Kollegen neben
dem hohen Dienstpensum auch noch private
Schicksalsschldge durch die Katastrophe ver-
arbeiten mussen. Wenn aber an tbergeordne-
ten Stellen die Birokratie dank schlankerer
Verfahren weniger bremst, kann den Kommu-
nalverwaltungen und damit den betroffenen
Birgern zlgiger und pragmatischer geholfen
werden.”

Guido Orthen, Burgermeister der Stadt Bad
Neuenahr-Ahrweiler, und Georg Knieps, Erster
Beigeordneter der Verbandsgemeinde Alte-
nahr, empfingen die dbb-Delegation jeweils in
ihren Blros, kurz bevor am Nachmittag ein
Treffen der Landratin und der Birgermeister
mit dem neuen Landesinnenminister unter pa-
ralleler Themenstellung stattfand. Fiir den dbb
Landesbund nahmen an den neben der Lan-
desvorsitzenden Lilli Lenz vom dbb Kreisver-
band der Vorsitzende Werner Kasel, Hiltrud
Dahr, gleichzeitig komba Kreisvorstandsmit-
glied und Hubertus Kunz sowie dbb Landesge-
schaftsfihrer Malte Hestermann teil.
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Bayern

Angemessene Entschadigung fur dienstliche Fahrten

Nach einem Beschluss der bayerischen Regierungskoalition und entsprechender Einigung mit
dem Bayerischen Beamtenbund (BBB) sollen Dienstreisen im Privatauto kiinftig mit 40 Cent pro

Kilometer ausgeglichen werden.

»Ein wichtiges Signal fur die Beschéaftigten,
dass der Freistaat Bayern hier ein so deutli-
ches Zeichen setzt. Er stellt damit bundesweit
einmalige Mal3stébe auf‘, so Rainer Nachtigall,
Vorsitzender des Bayerischen Beamtenbundes
(BBB).

,ourch die hohen Energiepreise sind die Fahrt-
kosten deutlich gestiegen — wir werden daher
die Entschadigung fir dienstliche Fahrten aller
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 6ffentli-
chen Dienstes in Bayern auf 40 Cent pro ge-
fahrenem Kilometer erhéhen. Die Beschéaftig-
ten sollen beim Einsatz ihres eigenen Wagens
fur dienstliche Fahrten angemessen entscha-
digt werden. Im Bund-Lander-Vergleich nimmt
Bayern damit eine Spitzenposition ein. Der
Freistaat wird auch auf diese Weise seiner
Verantwortung als Arbeitgeber gerecht und

Nordrhein-Westfalen

sendet ein deutliches Signal an die Beschaftig-
ten, insbesondere im landlichen Raum?®, erklart
Finanz- und Heimatminister Albert Firacker.

Die Wegstreckenentschadigung fir dienstliche
Fahrten, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des Freistaates aus triftigen Griinden mit dem
privaten PKW durchfiihren, soll von 35 auf 40
Cent pro Kilometer angehoben werden. Triftige
Grinde liegen zum Beispiel dann vor, wenn
Geschaftsorte mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln
nicht oder nicht zeitgerecht erreichbar sind.
Das zur Erhéhung der Wegstreckenentschadi-
gung erforderliche parlamentarische Verfahren
soll umgehend beginnen. Dabei liegt die Ent-
scheidung zur Anpassung des Bayerischen
Reisekostengesetzes in letzter Instanz beim
Bayerischen Landtag.

Auftaktgesprach von Staude und Wust: Gute Atmosphare

Am 30. September 2022 empfing Ministerprasident Hendrik Wiist in der Staatskanzlei mit Roland
Staude und Stefan Behlau den 1. und den 2. Vorsitzenden des DBB NRW. Trotz der vielfaltigen
gegenwartigen Krisen verlief der erste Austausch angenehm entspannt und iiberaus offen.

Staude und Behlau brachten zum Ausdruck,
dass sie die im Entwurf des vorgelegten Nach-
tragshaushaltes vorgesehene Umsetzung von
A13 in der Lehrerbesoldung fiir alle Lehrkrafte
an allen Schulformen begriiRen. Die Umset-
zung dieser langjahrigen Forderung des DBB
NRW sei ein wichtiger Schritt zur Attraktivitats-
steigerung des Lehrerberufs.

Ein zentrales Thema des Gesprachs war das
dritte Entlastungspaket der Bundesregierung
und die damit verbundenen MalRnahmen, die
wahrend dieses Termins noch zwischen Bund
und Landern verhandelt wurden. Staude und
Behlau nutzten die Gelegenheit, um die Positi-
onen des DBB NRW in die gegenwartige Dis-
kussion einzubringen.

Das zweite grofde Thema waren die Einkom-
mensrunden 2023. In diesem Zusammenhang
verwiesen die DBB NRW-Vertreter darauf,

dass angesichts der vielfaltigen Krisen ein ak-
zeptabler Tarifabschluss ausgesprochen wich-
tig sei, um die Beschaftigten des 6ffentlichen
Dienstes kurz- und mittelfristig vor den Auswir-
kungen von Inflation und Energiekostenexplo-
sion zu schutzen. Langfristig sei dies zudem
von elementarer Bedeutung, um die Attraktivi-
tat des offentlichen Dienstes im Wettbewerb
mit der Privatwirtschaft um Nachwuchskrafte
zu starken — denn der Fachkraftemangel nage
inzwischen stark an der Substanz und Leis-
tungsfahigkeit des Staates.

Ministerprasident Wist war hinsichtlich der Po-
sitionen des DBB NRW sehr offen und interes-
siert, hie es von Seiten des dbb Landesbun-
des. Er habe Verstéandnis fir die Lage der Be-
schéaftigten des oOffentlichen Dienstes gezeigt
und die konstruktive Dialogbereitschaft seiner
Landesregierung zugesichert.
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Schleswig-Holstein
Austausch zwischen dbb Landesbund und Ministerprasident

Im Gesprach mit Ministerprasident Daniel Giinther hat der dbb Landeschef Kai Tellkamp am 17.
Oktober 2022 darauf hingewiesen, dass der 6ffentliche Dienst trotz unzureichend angepasster
Ressourcen und Strukturen vor allem deshalb funktioniere, weil sich die Beschiftigten ihrer Be-
deutung fiir eine funktionierende Gesellschaft bewusst seien und ihre Aufgaben mit groBem in-
dividuellen und persoénlichen Einsatz erfiillen.

Politik und Arbeitgeber mussten allerdings zU-
gig nachjustieren, damit dieses uUberdurch-
schnittliche Pflichtbewusstsein nicht gefahrdet
wird, so der Vorsitzende des dbb schleswig-
holstein. Tellkamp und Glinther waren sich zu-
dem einig, dass nach der aktuellen dbb-Um-
frage, nach der nur noch 29 Prozent der Blr-
gerinnen und Birger den Staat in der Lage se-
hen, seine Aufgaben zu erfillen, nicht einfach
zur Tagesordnung tUbergegangen werden
dirfe. Der Wert misse wieder besser werden,
denn gerade in Krisenzeiten sei es unverzicht-
bar, dass sich die Menschen auf einen offentli-
chen Dienst als zuverlassigen Stabilitatsfaktor
verlassen kénnen.

Fur den dbb schleswig-holstein liegt auf der
Hand, so Tellkmap, wo der Schuh driickt, um
etwa bei der Fachkraftegewinnung besser zu
werden: Die Belastung und die Arbeitszeit
mussten verringert und die Einkommen erhéht
werden. Deshalb sei es fiir den dbb Landes-
bund folgerichtig, dass er fiir eine Korrektur der

dbb Bildungsgewerkschaften

aktuellen schleswig-holsteinischen Alimentati-
onsgesetzgebung kdmpft und fir die im Frah-
jahr anstehende Einkommensrunde eine hohe
Forderung beschlossen wurde. Die zunachst
fur die Beschéftigten bei Bund und Kommunen
geltende Einkommensrunde kdnne auch fiir
die Landesbeschaftigten sowie die Schleswig-
Holsteinischen Beamtinnen und Beamten nicht
ohne Wirkung bleiben. Denn die hier im De-
zember anstehende lineare Anpassung von
2,8 Prozent gleicht die Inflation in keiner Weise
aus.

Die Spitzen des dbb sh und der Landesregie-
rung wollen im engen Austausch bleiben, um
Vorschlage und Projekte fir einen leistungsfa-
higen 6ffentlichen Dienst zu diskutieren und zu
entwickeln. Dabei beschranken sich die The-
men nicht nur auf Arbeitszeit und Einkommen.
Auch der Uberbordenden Blrokratie und der
Gewalt gegen Beschaftigte des offentlichen
Dienstes soll starker als bisher die Stirn gebo-
ten werden.

,»IQB-Bildungstrend 2021 veroffentlicht

Die neueste von der Kultusministerkonferenz (KMK) beauftragte Studie ,,1QB-Bildungstrend
2021“ ist am 17. Oktober 2022 erschienen. Sie erhebt die Kompetenzen in den Fachern Deutsch
und Mathematik am Ende der 4. Jahrgangsstufe.

Der Deutsche Philologenverband (DPhV) zeigt
sich aulerst besorgt Uber die Ergebnisse. Da-
rin werde unter anderem deutlich, dass vor al-
lem in Berlin, Brandenburg, Bremen und auch
Nordrhein-Westfalen viele Grundschilerinnen
und -schiler (4. Klasse) nicht einmal die Min-
destanforderungen im Lesen und in Mathema-
tik erreichen.

,Diese Schiilerinnen und Schiler werden das,
was sie als Grundschiiler nicht gelernt haben,
nur schwer in den weiterfiihrenden Schulen
aufholen konnen. Die Grundschiiler miissen
extrem viel nachholen, um die mangelnden
Kenntnisse in Deutsch und Mathematik zu
kompensieren. Das macht den Einstieg in die

weiterfihrenden Schulen fir sie doppelt
schwer. Eltern, Lehrkrafte, Schilerinnen und
Schuiler missen extrem stark zusammenste-
hen, um versuchsweise das auszugleichen,
was die Grundschiiler bisher nicht gelernt ha-
ben. Wir brauchen deshalb eine deutlich star-
kere Lernerfolgsorientierung, wenn Deutsch-
land sein Bildungsniveau anndhernd halten
will, erklart dazu die DPhV-Bundesvorsitzende
Susanne Lin-Klitzing.

Der DPhYV findet es deshalb auch zu wenig,
dass sich fur die neuen Bildungsstandards im
Fach Deutsch fiir die Grundschule gerade ein-
mal auf eine ,lesbare Handschrift* und ,eine in
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den Kernbereichen* korrekte Orthographie ge-
einigt wurde. Dies spiegele nur den Minimal-
konsens der Lander wider, aber keine ambitio-
nierten Ziele fUr ein besseres Leistungsniveau
der Grundschulerinnen und -schiler in den
Kernfachern Deutsch und Mathematik bundes-
weit. Lin-Klitzing: ,In der Mathematik halten wir
es fir unabdingbar, dass neben den schriftli-
chen Verfahren der Addition, Subtraktion und
Multiplikation auch das schriftliche Verfahren
der Division eingefiihrt wird.“ Sie appelliere
dringend an die KMK, die Lern- und Leistungs-
ziele fir die Grundschlerinnen und -schiiler
zu erhéhen, die neuen Bildungsstandards fiir
die Grundschulen fir ambitioniertere Ziele im
Deutsch- und Mathematikunterricht nach oben
zu korrigieren und Mindeststandards konse-
quent und verpflichtend abzusichern.

Laut dem Verband Bildung und Erziehung
(VBE) seien die Ergebnisse des ,|QB-Bil-
dungstrend 2021 nur als ,katastrophal zu be-
zeichnen. Die Kompetenzen der Viertklassle-
rinnen und Viertklassler in den Bereichen Le-
sen, Zuhoéren sowie Orthografie und Mathema-
tik wirden kontinuierlich abnehmen. Zuneh-
mend mehr Schiilerinnen und Schler erreich-
ten zudem die Mindeststandards nicht und die
soziale Schere klaffe immer weiter auseinan-
der: Gerade die Schwachsten und Forderbe-
darftigsten wirden immer mehr abgehangt.

Was dabei aber nicht vergessen werden dirfe:
Die Probleme wiirden nicht erst in der Schule
beginnen, denn schon im April dieses Jahres
habe die DKLK-Studie (Deutscher Kitaleitungs-
kongress) gezeigt, dass schon in der friihkindli-
chen Bildung Personalmangel und Uberlastung
ein geféhrliches Ausmal erreicht hatten. Erste
Bildungsdefizite brachten die Kinder so schon
mit in die erste Klasse.

Ungleichheiten in Abhangigkeit von sozialem
und zuwanderungsbezogenem Hintergrund
hatten sich ebenfalls weiter verstarkt. Mit dem
soziobkonomischen Status verbundene Dispa-
ritaten seien im Jahr 2021 starker ausgepragt
als in allen friiheren Erhebungen zum Errei-
chen der Bildungsstandards im Primarbereich.
Hier wirden gerade die Schwachsten abge-
hangt — also die, die am meisten Forderung
und Unterstitzung benétigen. Es sei daher
eine enorme Integrationsaufgabe, die jetzt zu
leisten ist — nicht zuletzt, um die Auswirkungen
der Corona-Ppandemie und der dadurch be-
dingten SchulschlielBungen zu bewaltigen. Die
Lehrerinnen und Lehrer an den Schulen hatten
die Professionalitat, den Willen und die Leiden-
schaft, das zu leisten. Allerdings seien die Fol-
gen des enormen Lehrkraftemangels Uberall
spurbar.

Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft (BDZ)
Nulltoleranz bei Gewalt gegen Beschaftigte

Bundesfinanzminister Christian Lindner und der Vorsitzende des Hauptpersonalrats beim Bun-
desministerium der Finanzen (BMF), Thomas Liebel (BDZ), unterzeichneten am 11. Oktober 2022
eine gemeinsame Erklarung zur Nulltoleranz bei Gewalt gegen Beschéftigte der Bundesfinanz-

verwaltung.

Eine Studie des Deutschen Forschungsinsti-
tuts fir offentliche Verwaltung (FOV) in
Speyer, die vom Bundesministerium des In-
nern und fir Heimat im Jahr 2020 in Auftrag
gegeben wurde, hat einen jahrlichen Anstieg
der Gewaltdelikte ergeben. Danach ist jede/r
vierte Beschaftigte im offentlichen Dienst inner-
halb eines Jahres einmal oder mehrfach Opfer
von Gewalt am Arbeitsplatz geworden. Eine
hohe Dunkelziffer von nicht gemeldeten Vorfal-
len macht etwa 70 Prozent der Studie aus. Der
BDZ und der BDZ geflihrter Hauptpersonalrat
betrachten die Entwicklung als besorgniserre-
gend. Gewalt gegen Beschéftigte sei keines-
falls ein Randproblem und musse mit einer kla-

ren Nulltoleranz-Haltung und konkreten Pra-
ventions- und NachsorgemalRnahmen begeg-
net werden.

Dem BDZ sei naturlich bekannt, dass innerhalb
der Zollverwaltung entsprechende Mafinah-
men und Meldewege zu Gewaltdelikten beste-
hen. Gleichwohl ware die Dunkelziffer nichtge-
meldeter Ereignisse hoch und zum Teil fehle
es bislang an einer klaren und einheitlichen
Nulltoleranz-Strategie flr die gesamte Zollver-
waltung. So wirden beispielsweise betroffene
Beschaftigte fur das Durchsetzen von Schmer-
zensgeldanspriichen oder das Entfernen von
Videoaufzeichnungen im Internet — die insbe-
sondere von der Reichsbirger- und Querden-
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kerszene als Einschichterungsversuch verof-

fentlicht werden — auf zivilrechtliche Verfahren
verwiesen, anstatt einer Unterstitzung des Ar-
beitgebers zu erfahren.

»Wir lassen Beschaftigte, die mit Gewalt kon-
frontiert werden, nicht allein“, betonte Bundes-
finanzminister Christian Lindner gegeniber
dem Hauptpersonalrat (HPR). Gemeinsam
stellen sich BMF und HPR damit gegen jegli-
che Form der Gewalt, mit der sich die Men-
schen in der Bundesfinanzverwaltung an ihrem
Arbeitsplatz konfrontiert sehen kénnten. Die
Erklarung dient auch der Sensibilisierung aller
Verantwortlichen im Umgang mit Gewaltdelik-
ten. Der HPR-Vorsitzende Thomas Liebel er-

Deutsche Steuer-Gewerkschaft (DSTG)

klarte, dass auf Basis dieser Erklarung die Pra-
ventionsarbeit, Gefahrenanalysen und Qualifi-
zierungsmafinahmen fur die Beschéaftigten
durch entsprechende Malinahmen der Gene-
ralzolldirektion, ITZ Bund und Bundeszentral-
amt fUr Steuern in enger Abstimmung mit den
zustandigen Interessenvertretungen um- be-
ziehungsweise fortgesetzt werden mussten.
Das umfasse etwa auch die fortlaufende Ver-
besserung der Schutzausristung und des Ein-
satzmaterials der Zoélinerinnen und Zolliner im
Vollzug. Ferner missten Meldesysteme so ein-
fach und niedrigschwellig wie moglich gestaltet
werden. Insbesondere Fiihrungskrafte, aber
auch Kolleginnen und Kollegen vor Ort kénn-
ten und sollten Betroffene unterstiitzen.

Modernisierung des Steuerverfahrensrechts: Es fehlt an Personal

Auf den eklatanten Personalmangel in der Steuerverwaltung machte der DSTG-Bundesvorsit-
zende Florian Kobler bei einer Anhérung im Bundestags-Finanzausschuss am 12. Oktober 2022
aufmerksam. Thema dort war insbesondere die Modernisierung des Steuerverfahrensrechts.

,Gesetze allein fihren zu keiner zeitnahen Be-
triebsprifung. Fir die Umsetzung brauchen wir
vor allem eins: Personal®, stellte Kébler klar.
Dies gelte insbesondere fur die im Gesetzent-
wurf vorgesehene Mdglichkeit eines Teilab-
schlussbescheides. Dieser soll Steuerpflichti-
gen friihzeitig Rechtssicherheit verschaffen, ist
aber mit einem zusatzlichen Verwaltungsauf-
wand verbunden.

Auch die zeitliche Begrenzung der Ablaufhem-
mung auf finf Jahre sei eine Herausforderung
fur die Verwaltung. In diesem Zusammenhang
machte Kdbler deutlich, dass es hier einer Mit-
wirkung der Unternehmen bedurfe und nicht
nur die Steuerverwaltung in die Pflicht genom-
men werden dirfe. So sei eine friihzeitige Zur-
verfugungstellung von Daten erforderlich, um
das Verfahren zu beschleunigen. Die DSTG
begrifie daher das im Gesetzentwurf ange-
legte qualifizierte Mitwirkungsverlangen, wo-
nach Steuerpflichtige zur Mitwirkung aufgefor-
dert werden kénnen, sollten diese nicht koope-
rieren. Eine zeitliche Staffelung der Ablaufhem-
mung nach Grdflenklassen der Betriebe, wie
sie von einigen Seiten gefordert wird, ist in den
Augen der DSTG hingegen nicht erforderlich,
denn bei den sogenannten ,Mittel- und Klein-
betrieben“ bendtigten die deutschen Finanz-
amter durchschnittlich nur zehn bis elf Prifer-
tage.

Der diskutierte Gesetzentwurf sieht auch die
bessere Erfassung von steuerlich relevanten
Daten von Anbietern auf Internet-Handelsplatt-
formen ab 2023 vor: Die Betreiber digitaler
Plattformen — wie beispielsweise ebay oder
Amazon - sollen demnach verpflichtet werden,
den Finanzbehorden Informationen Uber Ein-
nahmen zu melden, die von Anbietern auf die-
sen Plattformen erzielt wurden. Um auch aus-
landische Geschaftsvorfalle zu erfassen, soll
es darlber hinaus einen automatischen Aus-
tausch von Informationen zwischen den Mit-
gliedslandern der Europaischen Union geben.

Kobler begriiRte dieses Vorhaben: ,Der Kampf
fur mehr Steuergerechtigkeit erfordert mittler-
weile nicht nur nationale, sondern auch inter-
nationale MaRnahmen.“ Derzeit sei es kaum
mdglich, auf steuerlich relevante Daten von
Anbietern auf digitalen Plattformen zuzugrei-
fen. Die DSTG rechnet deswegen mit einem
jahrlichen Steuerausfall beim europaischen
Plattformhandel in Ho6he von mehreren Milliar-
den Euro. Allerdings, so Kdbler, sehe die
DSTG das Risiko, dass steuerunehrliche An-
bieter von den Plattformen auf eigene Onlines-
hops ausweichen kénnten, um der Meldung ih-
rer Einklinfte zu entgehen. ,Daher pladieren
wir dafiir, samtliche Onlineshops in die Melde-
vorschrift zu integrieren, um so auch dort die
Sanktionsmoglichkeiten des neuen Gesetzes
zur Anwendung zu bringen.*
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Namen und Nachrichten

Seit 18. Oktober 29022 ist die neue Folge des
dbb Podcast "DienstTag" online. DientTag in-
teressiert sich fir ,Menschen, die Staat ma-
chen®. In der aktuellen Folge spricht Gastgebe-
rin Steffie Schaller mit dem Rostocker Johan-
nes Hofmann, der an der Fachhochschule
Glistrow dual ,Offentliche Verwaltung* studiert.
Was findet er an seinem Studium ,unfassbar
interessant“? Was treibt ihn in den 6ffentlichen
Dienst? Nerven ihn die Vorurteile gegeniiber
Beamten? Tja, man musse lber den Spriichen
stehen. ,Wer Beamter wird, hért Beamten-
witze.” Das Mitglied bei der komba jugend will
»,sich fur die Gemeinschaft einbringen®, so wie
das alle anderen in seiner Familie auf die eine
oder andere Weise tun. Es macht dem 20-jah-
rigen Freude, mitzugestalten und an Prozes-
sen mitzuarbeiten, ,damit das ein besseres
Land wird.“ DienstTag kann auf allen gangigen
Streamingplattformen oder Gber dbb.de gehort

und heruntergeladen werden.

Der dbb hat deutliche Verbesserungen fiir den
Strallenbetriebsdienst in Hessen erreicht.
Nach drei Verhandlungsrunden wurden Neure-
gelungen vereinbart, die in wichtigen Berei-
chen die Bestandsbeschaftigten besserstellen
und fUr neueingestellte Beschaftigte deutlich
attraktivere Entwicklungsmaéglichkeiten bieten.
Diese Neuregelungen gelten fiir die Kollegin-
nen und Kollegen, die bei Hessenmobil be-
schaftigt sind. Bereits in der Tarifrunde 2019
und dann erneut in der des Jahres 2021 hatte
der dbb auf eine Neuverhandlung der Entgelt-
ordnung firr den Bereich des Stralienbetriebs-
dienstes in Hessen und bei der Tarifgemein-
schaft deutscher Lander (TdL) gedrungen. Bis-
lang hat nur das Land Hessen sich an die Ge-
sprachszusage gehalten. Ziel war und ist es,
diesen Bereich aufzuwerten, einerseits um die
gestiegenen Anforderungen an die Beschaftig-
ten abzubilden, andererseits um gegenlber
dem Tarifwerk der Autobahn GmbH nicht ins
Hintertreffen zu geraten. Einzelheiten zu den
Verbesserungen gibt es auf dbb.de.

Nach konstruktiven Verhandlungen mit der Ge-
schéaftsfihrung der Rettungsdienst im Land-
kreis Oder-Spree GmbH konnten die laufenden
Tarifverhandlungen am 13. Oktober 2022 er-
folgreich abgeschlossen werden. Der dbb,
handelnd fiir seine Fachgewerkschaft komba,

hat durch den Tarifabschluss wesentliche Ver-
besserungen fir die Beschéftigten im Ret-
tungsdienst erreicht: Die wdchentliche Arbeits-
zeit wird ab dem 1. Januar 2023 auf durch-
schnittlich 39 Stunden reduziert. Bekleidungs-
beauftragte und Hauptpraxisanleiter erhalten
Funktionszulagen. Rickwirkend zum 1. Okto-
ber 2022 erhdhen sich die monatlichen Zula-
gen von 70 Euro auf 150 Euro, fir Praxisanlei-
ter von 140 Euro auf 250 Euro, Hauptpraxisan-
leiter erhalten 350 Euro monatlich. Ab dem
Jahr 2024 erhalten Gewerkschaftsmitglieder
einen zusatzlichen Freistellungstag im Jahr Zu-
dem konnten sich die Sozialpartner darauf ver-
standigen, dass die Beschaftigten im Dezem-
ber 2022 eine weitere steuer- und sozialabga-
benfreie Corona-Sonderzahlung erhalten. Der
Anspruch von 1.750 Euro fur Beschaftigte be-
ziehungsweise 875 Euro fur Auszubildende
vermindert sich um 1/12 fir jeden Kalendermo-
nat, in dem die/der Beschaftigte keinen An-
spruch auf Entgelt oder Entgeltfortzahlung ha-
ben. Teilzeitbeschaftigte erhalten die Zahlung
anteilig.

Am 13. Oktober 2022 haben der NBB, der
DGB - also die Gewerkschaftlichen Spitzenor-
ganisationen in Niedersachsen — sowie der
Niedersachsische Richterbund mit dem Nie-
derséachsischen Ministerium fir Inneres und
Sport eine gemeinsame Erklarung zur Neufas-
sung der Schwerbehindertenrichtlinien
(SchwBRL) vom 4. Oktober 2022 berzeich-
net. Darin stimmen die Parteien Uberein, dass
durch die Neufassung der Schwerbehinderten-
richtlinien keine inhaltliche Anderung der aus
der bestehenden ,Vereinbarung gem.§ 81
NPersVG zu den Schwerbehindertenrichtli-
nien“ vom 21. Marz 2016 (Nds., MBI. 2016 S.
401) Gbernommenen Regelungen vorgenom-
men wurde. Ungeachtet von Abweichungen im
konkreten Wortlaut entsprachen die Schwerbe-
hindertenrichtlinien in der Sache der bestehen-
den Vereinbarung. In der Rechtsanwendung
sei der Wortlaut der neugefassten Schwerbe-
hindertenrichtlinien anzuwenden. Die Verein-
barung gem. § 81 NPersVG zu den SchwbRI-
vom21.3.2016 gelte bis zum Abschluss einer
neuen Vereinbarung fort. Es bestehe Konsens
Uber die Aufnahme von Verhandlungen zu ei-
ner neuen Vereinbarung.
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Funf Tage Arbeitskampf: Vom 20. Oktober
2022, 2 Uhr bis 25. Oktober 2022, 2 Uhr. Die
Gewerkschaft Deutscher Lokomotivfiihrer
(GDL) ruft bereits zum vierten Mal alle Loko-
motivflhrer, Zugbegleiter, Werkstattmitarbeiter,
Ausbilder, Mitarbeiter des SWEG-Kundencen-
ters und Disponenten der SWEG Sidwest-
deutsche Landesverkehrs GmbH (SWEG) und
der SWEG Bahn Stuttgart GmbH (SBS), die
Mitglieder der GDL oder nicht organisiert sind,
zu einem Streik auf. Dem Arbeitgeber sei jedes
— auch unzulassiges — Mittel Recht, um die
Streikbereitschaft der Eisenbahner fiir die be-
rechtigen Ziele in Form von besseren Entgelt-
und Arbeitsbedingungen auszuhdhlen, hiel} es
am 19. Oktober 2022 von der GDL. Die dbb
Fachgewerkschaft fordert den Abschluss eines

Tarifvertrages auf dem Niveau des Flachenta-
rifvertrags der GDL. Er steht allen Eisenbah-
nern in Deutschland zu. Durch die Vorlage ei-
nes verhandlungsfahigen Angebots fur beide
Unternehmen kénnten die SWEG und die SBS
den Tarifkonflikt ganz schnell beenden, so der
GDL Bundesvorsitzende und dbb Vize Claus
Weselsky: ,In ganz Deutschland gelten fir Ei-
senbahner faire L6hne und faire Arbeitsbedin-
gungen. Sie mussen auch fir die Eisenbahner
der SWEG und der SBS gelten. Es liegt somit
an den Arbeitgebern, den Streik auf dem Ru-
cken der Fahrgaste zu beenden. Eigentlich
sollten die SWEG und die SBS aus der Erfah-
rung anderer Eisenbahnverkehrsunternehmen
gelernt haben, dass wir GDLer einen langen
Atem haben.*

Termine:

27. - 30. November 2022, Berlin
dbb Gewerkschaftstag 2022
Weitere Informationen unter https://www.dbb.de/gwt2022.

9. Januar 2023, Koln
dbb Jahrestagung 2023
Weitere Informationen folgen.

24. Januar 2023,
1. Runde Tarifverhandlungen Bund und Kommunen
Weitere Informationen folgen.

22. - 23. Februar 2023,
2. Runde Tarifverhandlungen Bund und Kommunen
Weitere Informationen folgen.

28. - 30. Marz 2023,
2. Runde Tarifverhandlungen Bund und Kommunen
Weitere Informationen folgen.



https://www.dbb.de/gwt2022

	Nr. 36                                                                       20. Oktober 2022
	Inhalt
	„Schönwetter-Daseinsvorsorge können wir uns nicht mehr leisten“
	Pflege jetzt zukunftssicher machen
	IT-Ausbildung im öffentlichen Dienst: „Das verrückte Labyrinth“
	Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften
	Wiederaufbau im Ahrtal: Es fehlt Personal
	Angemessene Entschädigung für dienstliche Fahrten
	Auftaktgespräch von Staude und Wüst: Gute Atmosphäre
	Austausch zwischen dbb Landesbund und Ministerpräsident
	„IQB-Bildungstrend 2021“ veröffentlicht
	Nulltoleranz bei Gewalt gegen Beschäftigte
	Modernisierung des Steuerverfahrensrechts: Es fehlt an Personal
	Namen und Nachrichten
	„Schönwetter-Daseinsvorsorge können wir uns nicht mehr leisten“
	Pflege jetzt zukunftssicher machen
	IT-Ausbildung im öffentlichen Dienst: „Das verrückte Labyrinth“
	Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften
	Wiederaufbau im Ahrtal: Es fehlt Personal
	Angemessene Entschädigung für dienstliche Fahrten
	Auftaktgespräch von Staude und Wüst: Gute Atmosphäre
	Austausch zwischen dbb Landesbund und Ministerpräsident
	„IQB-Bildungstrend 2021“ veröffentlicht
	Nulltoleranz bei Gewalt gegen Beschäftigte
	Modernisierung des Steuerverfahrensrechts: Es fehlt an Personal
	Namen und Nachrichten


